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Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 24.09.2020 über Anregungen
zum Bebauungsplan Nr. 42A „An der Bahnhofstraße“ der Gemeinde Ostseebad Binz
gemäß §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB in der vorliegenden Fassung vom Mai 2020.

Begründung:

Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 01 .06.2017 mit Beschluss-Nr. 51-21-
2017 die Aufstellung des Bebauungsplan Nr 42A „An der Bahnhofstraße“ der
Gemeinde Ostseebad beschlossen. Die Offenlage ist erfolgt. Die Träger öffentlicher
Belange und sonstigen Behörden sind zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert
worden. Gemäß § 1 Abs. 7 i.V.m. § 4 Abs. 1 BauGB sind die in der Anlage —

Abwägungsvorschlag — aufgeführten und fristgemäß vorgebrachten Anregungen zu
prüfen und abzuwägen.

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Das Ergebnis ist den
Beteiligten mitzuteilen.
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Entscheidungsergebnis

einstimmig

• Lt. Beschlussvorschlag D Beschluss

ü abweichender Beschluss
abgelehnt

D zurückgestellt D zurückgezogen

Ergebnis:

Der Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der Gemeindevertretung in
ihrer Sitzung am 24.09.2020 über die Anregungen und Stellungnahmen zur
Offenlage des Bebauungsplans Nr. 42A „An der Bahnhofstraße“ der Gemeinde
Ostseebad Binz nach % 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB zu beschließen.

Entscheidungsergebnis

Gremium: Hauptausschuss Sitzung am: [öfoa2o2o 1

Ergebnis:
Der Hauptausschuss spricht sich dafür aus, in der Sitzung der Gemeindevertretung
am 24.09.2020 über Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 42A „An der Bahnhofstraße“
der Gemeinde Ostseebad Binz gemäß §~ 3 Abs. 2 und 3 Abs. 2 BauGB in der
vorliegenden Fassung von Mai 2020 zu beschließen.
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BürgermeisterNorsitzender Hauptausschuss

Gremium: Ausschuss für Bau, Verkehr und
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Abwägungsvorschlag
Stellungnahmen im Rahmen der Behörden- und Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) und
§ 4 (2) BauGB und § 2 BauGB zum einfachen Bebauungsplan Nr. 42a „Bahnhofstraße —

Nord“ der Gemeinde Ostseebad Binz

1) ~Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB

1.1) Landkreis Vorpommern Rügen, Stellungnahme vom 29.03.2020

Aus Sicht der Bauaufsicht sowie des Umweltschutzes, Denkmalschutzes gibt es keine weiteren Anre
gungen.
1. Städtebauliche und planungsrechtliche Belange

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A „Bahnhofstraße - Nord‘,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGS

~nregungen und Bedenken Abwägung

Die Gemeinde Ostseebad Binz teilt den ursprüng
[ich als Bebauungsplan Nr. 42 „An der Bahnhof-
straße“ aufgestellten Bebauungsplan in zwei Be
reiche. Der nördliche Bereich (Nr.42 A) soll vorlie
gend als einfacher Bebauungsplan der Innenent
wicklung nach § 13 a BauGB aufgestellt werden.

Sachdarstellung ist zutreffend. Hinweis wird zur Kenntnis
genommen.

~uch wenn sich innerhalb der Begründung keine
\ussagen zu den geplanten Innenentwicklungs
zielen finden lassen, gehe ich davon aus, dass die
Planung gemäß § 1 3a BauGB vorwiegend der
Nachverdichtung des städtisch geprägten Gebie
:es dienen soll.

dieser Stelle weise ich jedoch darauf hin, dass
die pauschalen Aussage innerhalb der Begrün
dung (Seite 7), dass der Schwellenwert gemäß §
13 aAbs. 1 BauGB von 2 ha zulässiger Grundflä
che auch „bei Hinzurechnung des abgrenzenden
~bschnitts (Bebauungsplan Nr. 42B) [ ... ] voraus
sichtlich nicht überschritten“ wird, zur Begründung
der Anwendung des beschleunigten Verfahrens
nicht ausreichend ist. Der ursprüngliche (ungeteil
:e) Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 42
beträgt rund ca. 4,2 ha. Südlich davon schließt
sich der Bebauungsplan Nr. 43 „Quartier an der
Kleinbahn“ (Geltungsbereich ca. 7 ha) und der
Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“
(Geltungsbereich ca. 1,3 ha) an. Ostlich des vor-

Eine mögliche kumulative Wirkung ist nur bei Bebau
ungsplänen der Innenentwicklung nach § 13a BauGB zu
unterstellen. Die einfachen Bebauungspläne Nr. 39 und
13 sind damit für die Bewertung nicht relevant, da sie
‚orwiegend der Sicherung der Wohnnutzung dienen.
Dies ist schon der Tatsache geschuldet, dass hier in ei
nem Gebiet nach § 34 BauGB der sich aus der vorhan
denen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zu
lässigkeitsmaßstab durch die Uberplanung nicht wesent
lich verändert wird.
Zudem können bei der Prüfung spätere Bebauungspläne
nicht berücksichtigt werden, da über deren Inhalt noch
keine abschließende Klarheit besteht. Der geplante Be
bauungsplan Nr. 42B wird sicherlich kumulativ auch die
Größe des Bebauuncjsplan Nr. 42A sowie auch des dort
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Abwägungsvorschlag
Stellungnahmen im Rahmen der Behörden- und Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) und
§ 4 (2) BauGB und § 2 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 42a „Bahnhofstraße — Nord“ der Ge
meinde Ostseebad Binz

1) Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 10.06.2020 Sachdarstellung ist zutreffend.
mit dem o. g. Vorhaben beabsichtigt die Gemeinde
Ostseebad Binz; die Sicherung und Stärkung der
öffentlichkeitswirksamen Nutzungen, den Ausbau
1er Wegebeziehungen und der Verkehrsflächen
sowie die Sicherung des Straßenbildes entlang
1er Bahnhofsstraße. Das Plangebiet wird im Nor
len durch die Kirche, im Osten und Süden durch
3ine Wohnbebauung sowie im Westen durch die
Bahnhofsstraße begrenzt. Der aktuelle Flächen
nutzungsplan stellt das Gebiet (rd. 2,05 ha) als
Mischgebiet und im nördlichen Abschnitt als all
gemeines Wohngebiet dar. Durch die Aufstellung
ies 8-Plans Nr. 42 A soll nun der gesamte Gel
:ungsbereich als Mischgebiet festgesetzt werden.

Gemäß der Karte des Regionalen Raumentwick- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
lungsprogramms Vorpommern (RREP VP, 2010)
wird die Gemeinde Ostseebad Zingst als Touris
musschwerpunktraum dargestellt. Durch die Er
weiterung des Mischgebietes im Geltungsbereich
sollen sich mehr gewerbliche Nutzungen ansie
JeIn, dies wiederum soll zu einer Verbesserung
1er Qualität und der Struktur des touristischen
~ngebots führen (3.1.3 (4) RREF VP). _____________________________________________
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 42 A Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
„Bahnhofstraße - Nord“ der Gemeinde Ostseebad
Binz ist mit den Zielen der Raumordnung verein
bar.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A ~Bahnhofstraße - Nord, Seite 1 von 1
Abwägung nach § 3 (2) und § 4 (2) BauGB



Der Bebauungsplan Nr. 42 A setzt entlang der
iielbefahrenen Straße Bahnhofstraße (Landes-
straße 29) ein Mischgebietes nach § 6 BauNVO
‚ast. Die innerhalb der Begründung aufgeführte
Bestandsaufnahme (Seite 13) lässt erkennen,
dass sich insgesamt in nur vier Gebäuden ge
werbliche (Bäcker) und touristische Nutzungen
(Beherbergung) befinden. Aufgrund dieses Ver
hältnisses (ca. 12 Bestandsgebäude) ist die in der
Begründung aufgeführte Gemengelage zu hinter-
‘ragen. Auch die Ausführungen auf Seite 9 der
Begründung lassen erkennen, dass der Bestand
keine überwiegenden mischgebietscharakteristi
schen Nutzungen enthält, sondern sich im Gel
ungsbereich der Planung derzeit eher Nutzungen

befinden, welche auch in einem allgemeinen
~Wohngebiet zulässig wären. Ich weise daher aus
drücklich darauf hin, dass eine Festsetzung eines
Mischgebietes lediglich zum Zwecke der Bewälti
gung der bestehenden Lärmkonflikte nicht zuläs
sig ist und eine sog. ~Etikettenfälschung“ darstellt,
welche zur Unwirksamkeit der Planung führen
kann.
Ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO ist prinzipiell
dadurch gekennzeichnet, dass es sowohl dem
Nohnen als auch der Unterbringung von Gewer
bebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich
stören, dient und diese in einem qualitativen und
quantitativen Mischungsverhältnis zu einander
stehen. Gerade diese spezifische Durchmischung
unterscheidet ein Mischgebiet von den anderen
Baugebietstypen der BauNVO und bestimmt damit
dessen Eigenart. Um diese spezielle Eigenart des
Gebietes zu erfüllen, kommt es bei der Mischung
darauf an, in welchem Verhältnis das Wohnen und
das Gewerbe im Baugebiet nach Anzahl und Uni
Pang zueinander stehen. Im Allgemeinen bedeutet
das, dass keine der Nutzungsarten ein deutliches
Ubergewicht über die andere erlangen darf, son
dern das Mischgebiet insbesondere durch die
Gleichwertigkeit und Gleichgewichtigkeit bestimmt
ist.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Im Plangebiet besteht eine Gemengelage, die so nicht
mehr als allgemeines Wohngebiet anzusprechen ist. Die
am Standort produzierende Bäckerei wäre (schon auf
grund ihrer Betriebszeiten) in einem allgemeinen Wohn
gebiet unzulässig, eine anstehende bauliche Erneuerung
der Bäckerei soll am Standort zulässig bleiben. Auch das
bislang mit einem Wohngebäude bebaute FIst. 231/2 soll
zukünftig dem angrenzenden Beherbergungsbetrieb zu
geschlagen und damit einer gewerblichen Nutzung zuge
thrt werden; der Beherbergungsbetrieb wird dann mit
3.150 qm Grundstücksfläche die Größe der angrenzen
den Wohngrundstücke deutlich übertreffen und das Um
‘eId entsprechend prägen (z.B. mit Lärmemissionen
durch den Verkehr von Anlieferung und Gästen).
Zusammen mit den gewerblichen Nutzungen in den Ge
bäuden Bahnhofstraße 1, 5, 11 bestehen damit in 5 Ge
bäuden (statt der genannten vier) gewerbliche Nutzun
gen, die eine Ausweisung als Mischgebiet begründen.
In der Zukunft wird darauf zu achten sein, dass hinzutre
:ende Nutzungen die bestehende Gemengelage nicht
einseitig zugunsten der Wohnnutzung oder der gewerbli
chen Nutzungen auflösen. Nach § 15 BauNVO sind die
aufgeführten baulichen und sonstigen Anlagen im Einzel-
‘all unzulässig, wenn sie nach Anzahl, Lage, Umfang
oder Zweckbeatimmung der Eigenart des Baugebiets
widersprechen.
Die Begründung wird entsprechend ergänzt.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A ‚Bahnhofstraße - Nord,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGS

liegenden Planes liegt die 2. Änderung und Er- anschließenden Bebauungsplans Nr. 41 berücksichtigen
gänzung des Bebauungsplanes Nr. 2 “Zinglings- müssen, so dass hier die Umweltverträglichkeit evtl. im
berg“ und westlich der Bebauungsplan Nr. 39 Rahmen einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 1 3a (1)
„Wohnen am Potenberg“ (Geltungsbereich ca. 3,6 Nr. 2 BauGB zu belegen sein wird.
ha). Entsprechend dieser Gegebenheiten ist die Die Begründung wird entsprechend ergänzt.
hier getroffene Verfahrenswahl zu hinterfragen
und seitens der Gemeinde in Bezug auf die kumu
lative Anwendung nach § 13 a Abs. 1 BauGB um
‘assend zu prüfen.

Bezüglich des Flächennutzungsplanes ist die Aus- Der Flächennutzungsplan ist für den nördlichen Abschnitt
sage innerhalb der Begründung (Seite 8), dass die im Wege einer Berichtigung nach Abschluss des Aufstel
„Abweichung durch die Entwicklung vorgegeben lungsverfahrens anzupassen. Die Begründung wird ent
ist“, ebenfalls zu prüfen. Dabei sind neben einer sprechend ergänzt.
möglichen Berichtigung, die bereits oben zur Ver
‘ahrenswahl aufgeführten, als auch die nachfol
genden Aspekte im weiteren Verfahren zu berück
sichtigen.
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Bei einer angestrebten Planung hin zur Entwick
lung eines Mischgebietes muss die (hier geringe
re) Wahrscheinlichkeit der Ansiedlung von Gewer
be berücksichtigt werden. Insbesondere bei einer
~nsiedlung von Geschäften stellt sich die topogra
ische Lage als kontraproduktiv dar, denn sowohl
‘ür motorisierte (eingeschränkte Zufahrten und
Parkplatzverfügbarkeit) als auch für fußläufige
Kunden sind schlechte Bedingungen vorherr
schend (kein ausreichend breiter, bzw. fehlender
Gehweg, gezwungene Wegeführung auf der
Nestseite der Bahnhofstraße, unerwünscht häufi
ge Fahrbahnquerungen). Die gebotene Durchmi
schung von Wohnen und nicht wesentlich stören-
dem Gewerbe kann somit sowohl qualitativ als
auch quantitativ bereits innerhalb der Planungs
phase absehbar gestört sein.

Des Weiteren empfehle ich der Gemeinde, eine
noch tiefergehende Auseinandersetzung mit den
privaten Belangen der derzeitigen Nutzer vorzu
nehmen. (Begründung Kapitel 3.2). Eine Argu
mentation, welche die Planung allein mit Hilfe des
Planungsentwurfs selbst rechtfertigt, verfehlt das
~bwägungsgebot nach § 1 Abs. 7 BauGB. Be
standsüberplanungen sind stets entscheidend
abwägungsrelevant. Die Festsetzungen haben in
der Regel nicht nur Auswirkungen auf eventuell
zukünftige Neubauten, sondern können ab
Rechtskraft die Bebaubarkeiten im Bestand ein
schränken. Daher sind hier generell entsprechend
:iefgründige Prüfungen vorzunehmen.

Insbesondere die Festsetzungen zur Überplanung
des in Nutzung stehenden Nebengebäudes der
Bahnhofstraße 1 7a/ 1 7b mittels einer Verkehrsflä
che sollte nochmals eindringlich geprüft werden.
Es fehlt hier u.a. an einer Machbarkeits- (techni
sche Umsetzbarkeit der neue Verkehrsfläche in
der geplanten Dimensionierung) und einer Alterna
:ivenprüfung der Verkehrsführung (z.B. an den
derzeitigen Bestand angepasst über die südliche
Zufahrt (GFL) horizontal zwischen den Baufel
dem). Die geplante neue Straße verläuft auf kur
zer Strecke in einem relativ großen ansteigenden
Gefälle. Der geplante Anschluss an die Bahnhof-
straße befindet sich höhenmäßig deutlich unter
halb der Fundamenthöhe des direkt an die neue
Straße angrenzenden Versorgungsgebäudes
(Elektro), wodurch mindestens eine Sicherung mit
Stützmauern notwendig wird. Prinzipiell ist eine
zusätzliche Querungsmöglichkeit innerhalb des
Quartiers insbesondere unter dem Aspekt der
„Stadt der kurzen Wege“ zwar zu befürworten.
Unter den o.g. Umständen muss ich jedoch darauf
hinweisen, dass die Gemeinde nach § 40ff
BauGB zur Entschädigung oder auch zur Uber
nahme der Flächen verpflichtet werden kann.

Da es sich bei der Bahnhofstraße 7/7a laut Be
gründung um ein „historisches Doppelhaus“ inner
halb eines festgesetzten Denkmalbereiches han

s.0.
Die Gemeinde beabsichtigt des Ausbau des Gehwegs
auch entlang der Innenkurve und hat hierzu die erforder
liche Flächen als Verkehrsflächen ausgewiesen. Dass in
dem Bereich, der durch die ausgepägten Böschungen
geprägt wird (Bahnhofstraße 11 bis 15) auch zukünftig
eher Wohnnutzungen bestehen werden, widerspricht
nicht der Gemengelage bezogen auf das Gesamtgebiet.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen, es wird auf Ab
schnitt 3.2 i.V.m. 1.4.1 verwiesen; ergänzend s.u..

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da die Verkehrs
‘läche als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesen wurde,
ist eine Ubernahme der Fläche offensichtlich beabsich
:igt. Der Eigentümer der Fläche plant die Neubebauung
des Grundstücks, sodass von einem Abriss auch der
Nebengebäude / Versorgungsgebäude auszugehen ist.
Eine alternative Trassenführung ist nicht erkennbar, da
durch den geraden Verlauf entlang der Grundstücksgren
ze die geringsten Einschränkungen für eine Neubebau
ung entstehen. Der östliche Anschluss ist durch die im
Bebauungsplan Nr. 2 festgesetzte Verkehrsfläche vorge
geben. Die Verkehrsführung ist auch technisch möglich,
auf 60 m Länge müssen ca. 5 m Niveauunterschied be
Nältigt werden, was einer Steigung von unter 10% ent
spricht.

Mit der Beschreibung als historisches Doppelhaus ist
keine Aussage über den städtebaulichen oder histori
schen Wert der Bebauung getroffen worden. In der Be

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A ‚Bahnhofstraße - Nord‘,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGB
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Dabei sollte auch ein Vergleich zum straßenseiti
gen Baufeld südlich der Einmündung Zinglings
straße durchgeführt werden (ebenfalls dicht an der
Straße, wenn Baugrenze oberirdisch; falls unterir
disch, dann mit TF l.3.a prüfen). Es fehlt hier eine
Erläuterung der Beschriftung „oberhalb und unter
halb 8,0 m“. Bezieht sich die Angabe auf ein Hö
henbezugs-System, so ist dieses mit anzugeben.
Eine textliche Festsetzung ist ggf. zu ergänzen.

gründung wird hierzu ausgeführt: „Der angrenzende Be
reich zwischen Böschung und Kurve ist durch ein histori
sches Doppelhaus geprägt (Bahnhofstraße 717a), das
heute nahezu ohne Abstand an der Bahnhofstraße steht.
Diese Situation entspricht nicht der ursprünglichen, viel
mehr hat sich die Straße mit der Verbreiterung der befes
tigten Verkehrsflächen dem Haus genähert. Durch eine
moderate Rücknahme der Baugrenze um 2,0 m wird ein
minimaler Vorgarten wiederhergestellt, ohne dass die
räumliche Situation insgesamt erheblich verändert wür
de.“ Mit der Zurücknahme wird der ursprüngliche Ein
druck wiederhergestellt (dörfliche Bebauung mit Vorgar
:en), zudem wird die Lärmbelastung der Straßenfassade
leicht um knapp 2 dB(A) verringert.

Bei dem angesprochenen Eckgebäude handelt es sich
um ein mehrgeschossiges Gebäude im Bäderstil, das
erst jüngst umfassend saniert wurde. Der Hinweis betref
~nd die Höhenangabe wird berücksichtigt, es erfolgt eine
Erläuterung in der Planzeichenerklärung.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A ‚Bahnhotstraße - Nord‘,
Abwägung nach § 3(2) und § 4 (2) BauGB

Jelt, sollte die Ndtwendigkeit der in der Begrün
dung beschriebenen ~moderaten Rücknahme der
Baugrenze“ (Seite 17) vor diesem Hintergrund
geprüft und die Ergebnisse in der Begründung
aufgenommen werden.

Für ein besseres Verständnis bei den Anwendern Die zulässigen Nutzungen ergeben sich aus § 6 BauN
der Satzung empfehle ich, nicht nur die nicht zu- 10. Eine vollständige Nennung ist nicht erforderlich.
lässigen Nutzungen, sondern der Vollständigkeit
halber auch die zulässigen Nutzungen im Text-
Feil B Nr. 1.1 auszuformulieren.

Der textlichen Festsetzung Nr. 1.1.1 b fehlt eine Hinweis wird berücksichtigt, die Begründung wird er-
entsprechende Begründung, da der Bebaubarkeit gänzt.
im vorliegenden Gelände und durch die teilweise
kleinen Grundstückszuschnitte bereits topografi
sche Einschränkungen unterliegen.

Bei der textlichen Festsetzung Nr. 1.1.1 a sollte Das Maß der baulichen Nutzung bestimmt sich nach dem
beachtet werden, dass die ermöglichte Uber- Einfügegebot des § 34 BauGB, der Bebauungsplan ent
schreitung auch zu einer erhöhten Verdichtung hält hierzu keine Festsetzungen.
bzw. Beeinträchti9ung des Bodenhaushaltes mit
~ihren kann. Die Ubereinstimmung mit den in der
Begründung unter Pkt. 2.2.6 (Seite 20) genannten
Belangen sollte geprüft werden.
Die Formulierung „Anlage einzelner Wege! Auf
enthaltsbereiche“ sollte in Bezug auf die entspre
chende Fläche konkretisiert werden.

Die Begrifflichkeiten zur Baugrenze und überbau- Hinweis wird nicht berücksichtigt. Nebenanlagen sind
baren Grundstücksfläche innerhalb der textlichen auch vollständig außerhalb der Baufenster zulässig, un
Festsetzung Nr. 1.3 sollten anwenderfreundlich :erirdische Anlagen dürfen die Baugrenzen von der jewei
iereinheitlicht werden. ligen Hauptanlage aus nur überschreiten.

Der textlichen Festsetzung Nr. 1.5 zum Abstand Hinweis wird berücksichtigt, die Begründung wird er-
der Grundstückseinfahrten untereinander fehlt gänzt.
eine Begründung.

Die Formulierung der Festsetzung Nr. 1.6.2 sollte Hinweis wird berücksichtigt, es erfolgt eine redaktionelle
geprüft werden (,‚dabei‘“?,,,wesentlich mm- ~.npassung.
dernd“?).

Ich empfehle überdies für den unkundigen, aber Die Gebäudehöhen wurden in der Begründung im Ab-
an der Planung interessierten Bürger, nachste- schnitt 1.4.1 umfassend dokumentiert, demnach liegen
hend des Textes - Teil B einen Hinweis zu den die Gebäudehöhen in einem engen Rahmen, so dass für
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~.uswirkungen des rechtsverbindlichen Denkmal:
bereichs und einen Hinweis zu dem hier ange
wendeten § 30 Abs. 3 BauGB aufzunehmen. Wa
rum sich die Gemeinde für die Aufstellung eines
einfachen Bebauungsplanes entschieden hat und
warum sie explizit die Geschossigkeit und die
Höhen baulicher Anlagen, trotz dem hier stark
bewegtem Gelände, mit vorliegender Planung
nicht regeln möchte (Seite 10: z.B. negative städ
:ebauliche Wirkung eines Souterrain), sollte als
kurze Auseinandersetzung innerhalb der Begrün
dung aufgenommen werden.

Neubauten eine klare Prägung besteht. Die Festsetzung
der Geschossigkeit wäre demgegenüber wenig aus
schlaggebend. Die Gebäude erscheinen im Wesentlichen
zwei- bzw. dreigeschossig, wobei die tatsächliche Anzahl
der Vollgeschosse (gem. der Definition nach § 2 (6)
LBauO M-V) angesichts des rückwärtigen Geländean
stiegs vor Ort nicht ohne Weiteres bestimmbar ist.

Gemeinde Ostseebad Bina, BP Nr. 42A ‚Bahnhofstraße - Nord“,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGB

Bezüglich der Planzeichnung - Teil A sind im wei- Die Baufenster orientieren sich am Bestand sowie der
:eren Verfahren noch folgende Belange zur be- zulässigen Bebauung (Grenzabstand, zul. Gebäudelän
rücksichtigen: ge), wobei generell Erweiterungsmöglichkeiten berück
Die vorgenommene Bemaßung der Baufelder ist sichtigt wurden. Die Vermaßung wird soweit sinnvoll er-
unvollständig und teilweise schlecht lesbar. Gene- ganzt.
rell stellt sich hier die Frage nach welchen Krite
rien die Lage und Form der festgesetzten Baufel
der bestimmt wurde (u. a. Größenunterschiede,
Schrägstellung).

Die Festsetzung zu den Bereichen ohne Ein- und Hinweis wird berücksichtigt.
~usfahrt fehlt in der Planzeichenerklärung.

Gleiches gilt für die Erläuterung der festgesetzten Hinweis wird berücksichtigt.
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte. Hier fehlt über
dies die Angabe der Begünstigten.

Das Planzeichen zur Anpflanzung von Bäumen Hinweis wird berücksichtigt, das Planzeichen wird aus
konnte ich innerhalb der Planzeichnung nicht wie- der Planzeichenerklärung gestrichen.
derfinden.

Es sollte eine selbstständige Festsetzung der Hinweis wird nicht berücksichtigt. Die jeweils unterschied-
südlich gelegenen Fläche für Erhaltungs- und liche Festsetzung wurde bewusst gewählt. Nur Bö
Pflanzbindungen geprüft werden (grüne Farbge- schungsflächen, die einer baulichen Nutzung praktisch
bung). Die nördliche Fläche ist in ihren Umgren- entzogen sind, wurden selbstständig als Grünflächen
zungsverlauf (gepunktete Linie) zu prüfen. Eine estgesetzt.
:extliche Festsetzung für diese Fläche ist noch zu
ergänzen.

Ich empfehle, die zu Grunde liegenden Vermes- Hinweis wird berücksichtigt.
sungsdaten in einem einheitlichen Grau darzustel
len. Farbige Symbole könnten ansonsten mit den
Festsetzungen verwechselt werden (hier z.B. grü
ne Heckenlinien).

Für den Anwender der Planung wäre eine ergän- Hinweis wird nicht berücksichtigt. Die Planzeichenerklä
zende Legende der Vermessungssymbole (,‚Plan- rung wird der Ubersichtlichkeit wegen auf Planzeichen
zeichen ohne Normcharakter“) hilfreich. lnsbeson- mit Festsetzungscharakter begrenzt. Die Anzahl der Hö
dere bei dem hier bestehenden stark bewegten henmesspunkte wird zur Verbesserung der Lesbarkeit
Geländeverlauf ist die Lesbarkeit der vorhandenen reduziert.
Höhenlinien (lila) und -punkte wichtig um eine
~bschätzung des vorhandenen Geländegefälles
iornehmen zu können. Ein Maßstab von 1: 500
würde die Lesbarkeit in vorliegendem Fall deutlich
erhöhen, da der Lage- und Höhenplan innerhalb
der mir vorliegenden Papierfassung sehr schlecht
auswertbar ist.

Innerhalb der Planzeichnung verlaufen dickere Bei den schwarzen Linien handelt es sich um die Flur
schwarze Linien, welchen ich kein Nutzungssym- stücksgrenzen. Uberlagernde Flurgrenzen werden deut
bol zuordnen konnte (im Straßenverlauf im Denk- ich herausgestellt.
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malbereich und nordöstlich darüber hinaus).

Der Vollständigkeit halber weise ich darauf hin, Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Präambel wird
dass die derzeit letzte Anderung des Baugesetz- zum Stichtag des Satzungsbeschlusses aktualisiert.
buches mit Wirkung vom 28. März 2020 erfolgte
(Präambel).

II. Wasserwirtschaft

ftnregungen und Bedenken Abwägung

Das Plangebiet liegt außerhalb von Trinkwasser- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
schutzzonen.
Gewässer II. Ordnung werden durch das Vorha
ben nicht berührt.

trinkwasserversorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich ist
Die Trinkwasserversorgung ist über die öffentli- bebaut und vollständig erschlossen.
chen Wasserversorgungsanlagen des Zweckver
bandes Wasserversorgung und Abwasserbehand
lung Rügen, Putbuser Chaussee 1, 18528 Bergen
auf Rügen (ZWAR) zu realisieren.

ftbwasserbeseitigung Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich ist
Das Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswas- bebaut und vollständig erschlossen.
ser) ist dem Zweckverband zu überlassen, d.h.
ftnschluss an die öffentliche Kanalisation (Trenn
system).

III. Naturschutz

~nregungen und Bedenken Abwägung

In den Planunterlagen wurden keine Aussagen Hinweis wird nicht berücksichtigt. Es handelt sich um
zum Artenschutz getroffen. Für den B-Plan ist ein ~inen einfachen Bebauungsplan, so dass weiterhin das
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zu erarbeiten Baugenehmigungsverfahren zu durchlaufen ist. Da es
und zur Beurteilung bei der UNB vorzulegen, sich zudem um einen bereits bebauten Bereich handelt,

ist nicht erkennbar, dass eine Umsetzung des Bebau
ungsplans dauerhaft an artenschutzrechtlichen Verbots
:atbeständen scheitern könnte. Baubedingte Maßnah
men sind im jeweiligen Zulassungsverfahren zu regeln.

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die im Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da es sich um
B-Plan zulässigen unterirdischen Bauteile über die ~inen einfachen Bebauungsplan handelt, ist der Nach
Baugrenzen hinaus und die außerhalb der Bau- weis im Baugenehmigungsverfahren zu führen.
grenzen erlaubten Baulichkeiten (Garagen, Car
ports, Nebengebäude) nicht im Wurzelbereich der
geschützten und zum Bestand festgesetzten
Bäume errichtet werden dürfen.

IV. Kataster und Vermessung

anregungen und Bedenken Abwägung

Die Prüfung des o.g. B-Planes (Fassung vom Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ergänzend s.u..
06.11.2019 Stand: 21.11.2019) bezüglich der An
gaben aus dem Liegenschaftskataster hat erge
ben:
Planzeichnung Teil A
Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeich
nung bedarf noch einer Uberarbeitung und ist
dann zur Bestätigung der Richtigkeit des katas
ermäßigen Bestandes geeignet.

Die Gemarkungsangabe fehlt. Flur und Gemarkung werden auf der Satzungsfassung
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‚ermerkt.

Ein Übersichtsplanfehlt. Der Übersichtsplan wird Bestandteil der auszufertigen
Jen Satzung sei.

Vermarkte und unvermarkte Grenzpunkte werden Die Unterscheidung vermarkter und unvermarkter
nicht unterschieden. Zur Verbesserung der räumli- Grenzpunkte ist für die Bebauungsplanung ohne Belang.
chen Einordnung sollten alle angrenzenden Flur- Der Flurstücksbestand wird zeitnah zum Satzungsbe
stücke gemäß der aktuellen Liegenschaftskarte schluss auf Vollständigkeit kontrolliert und evtl. fortge
dargestellt und bezeichnet werden. schrieben.

Die Benennung des Plangebietes fehlt. Die Plan- ~ngaben zur Plangrundlage finden sich in der Begrün
grundlage ist nicht bezeichnet. Jung unter 1.1.2.

~lle dargestellten Elemente des Liegenschaftska- Die Planzeichenerklärung wird der Übersichtlichkeit we
Lasters sollten in der Legende aufgeführt werden. ‚jen auf Planzeichen mit Festsetzungscharakter be
Verfahrensvermerke fehlen. jrenzt.

Sonstiges Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Es sind für Flurstücke im Geltungsbereich Liegen
schaftsvermessungen vorbereitet worden. Nach
Ubernahme der Vermessungen in das Liegen
schaftskataster werden sich Flurstücksgrenzen
und -nummern ändern.

V. Tiefbau

anregungen und Bedenken Abwägung

Zum o.g. B-Plan gebe ich hinsichtlich der Gemein- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
destraßen und der sonstigen öffentlichen Straßen
i. 5. d. Straßen- und Wegegesetzes Mecklenburg
Vorpommern (StrWG-MV) folgende Stellungnah
me ab: Für Baumaßnahmen an öffentlichen Ver
kehrsflächen im Sinne des StrWG-MV ist eine
Genehmigung nach § 10 StrWG-MV einzuholen.
Der Träger der Straßenbaulast hat dafür einzu
stehen, dass die allgemein anerkannten Regeln
der Baukunst und der Technik eingehalten werden
und ihre Bauten technisch allen Anforderungen dei
Sicherheit und Ordnung genügen. Die festgesetz
Len Verkehrsflächen sind ausreichend zu bemes
sen, uni die Verkehrsflächen entsprechend der
vorgenannten Verpflichtung zu planen und herzu
stellen.

VI. Verkehrssicherung und -lenkung

anregungen und Bedenken Abwägung

Nach Prüfung der mir vorliegenden Unterlagen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
kann ich feststellen, dass aus straßenverkehrs-
rechtlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken
gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen.

/erkehrsregelnde Maßnahmen, insbesondere Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
durch Verkehrszeichen, unterliegen der Prüfung
und Genehmigung durch die Straßenverkehrsbe
hörde. Diese sind im Rahmen der Entwurfspla
nung gemeinsam abzustimmen und einzureichen.
Es ist davon auszugehen, dass tatsächlich öffent
licher Verkehr stattfindet. Ein Beschilderungs- und
Markierungsplan ist in mindestens zweifacher Aus
Ohrung zur Prüfung und Genehmigung vorzule
gen.
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VII. Brand- und Katastrophenschutz

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A ‚Bahnhofstraße - Nord“,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGB

~nregungen und Bedenken Abwägung

~us der Sicht des vorbeugenden Brandschutzes
sind folgende Grundsätze einzuhalten:
- Schaffung ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts
bzw. Wendemöglichkeiten für Fahrzeuge der Feu
erwehr und des Rettungsdienstes;

Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

- Ordnungsgemäße Kennzeichnung der Wege,
Straßen, Plätze bzw. Gebäude (Straßennamen,
Hausnummern usw.),
- Die Bereitstellung der erforderlichen Löschwas
serversorgung von mindestens
18 m3/h bis 96 m3/h je nach Bebauungsart, sind in
der weiteren Planung zu beachten und in der Er
schließungsphase umzusetzen

Das Löschwasser ist gemäß dem Arbeitsblatt W
105, Stand: Februar 2008, des DVGW für den
Zeitraum von 2 Stunden, innerhalb eines Radius
ion 300 m bereitzustellen. Dabei ist zu berück
sichtigen, dass dieser Radius die tatsächliche
Negstrecke betrifft und keine Luftlinie durch Ge
bäude bzw. über fremde Grundstücke darstellt.
Gemäß § 2 Abs. 1 (Ziffer 4) des Gesetzes über
den Brandschutz und die Technischen Hilfeleis
ungen durch die Feuerwehren für Mecklenburg
/orpomrnern vom 21. Dezember2015, in der der.
zeit geltenden Fassung, ist die Gemeinde ver
pflichtet die Löschwasserversorgung, als Grund-
schutz, in ihrem Gebiet sicherzustellen.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In der Begrün
dung heißt es hierzu: „Die Löschwasserversorgung kann
über die sich im Umfeld des Plangebietes befindlichen
Hydranten in der Bahnhofstraße (Hy-Nr. 05017, 05019
und 05020) erfolgen, über die jeweils maximal 96,00
m3/h Löschwasser bereitgestellt werden. Bei gleichzeiti
jer Nutzung von mehreren Hydranten steht auch nur
maximal 96,00 m3/h Löschwasser zur Verfügung.“

VIII. Eigenbetrieb Abfallwirtschaft

~nregungen und Bedenken Abwägung

Der Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb
~bfallwirtschaft nimmt zu der o. g. geplanten Sa
nierungsmaßnahme wie folgt Stellung.
Ich bitte Sie für die weitere Planung bezogen auf
die spätere Befahrbarkeit der Straße Folgendes zu
beachten:

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich ist
bebaut, erschlossen und wird von der Entsorgungswirt
schaft angefahren. Mit der neuen Verbindung von der
Zinglingstraße zur Bahnhofstraße wird eine bisherige
Sackgasse geöffnet.

Müll darf nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt
zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass
ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Dies gilt
nicht, wenn ein kurzes Zurückstoßen für den La
devorgang erforderlich ist, z. 8. bei Absetzkip
pern.“ Zum Paragraphen 16 Nr. 1 legt die DGUV
Jorschrift 43 „Müllbeseitigung“ weiterhin fest: „Bei
Sackgassen muss die Möglichkeit bestehen, am
Ende der Straße zu wenden.“

3.0.Eine Wendeanlage ist aus Sicht des gesetzlichen
Unfallversicherungsträgers idealerweise geeignet,
wenn sie einen Mindestdurchmesser von 20,00 m
zuzüglich der erforderlichen Freiräume von bis zu
2,00 m für die Fahrzeugüberhänge aufweist und in
der Wendeplattenmitte frei befahrbar ist. Wende-
anlagen müssen mindestens den Bildern 56-59
der unter Ziffer 6.1.2.2 genannten Wendeanlagen
der Richtlinie für die Anla9e von Stadtstraßen

Seite 8 von 22



(RASt 06) entsprechen, wobei andere Bauformen
als Wendekreise oder -schleifen, z. B. Wende
hämmer, aus Sicht des gesetzlichen Unfallversi
cherungsträgers (siehe DGUV Information 214-
933) nur ausnahmsweise zulässig sind, wenn auf
grund von topographischen Gegebenheiten oder
bereits vorhandener Bausubstanz ein Wendekreis/
-schleife nicht realisiert werden kann.
Für jede Wendeanlage sind ein Ausfahrtradius von
mindestens 10 m und eine Fahrbahnbreite von
mindestens 5,50 m zu planen.
Der Wendeplattenrand zuzüglich der erforderli
chen Freiräume muss frei sein von Hindernissen
vie Schaltschränke der Telekommunikation, Elekt
rizitätsversorgung oder Lichtmasten, Zäune und
ähnlichen Einschränkungen.
Bezüglich der Straßen regelt die DGUV Vorschrift
71 „Fahrzeuge“ (ehemals BGV D 29) im Paragra
phen 45 Abs. 1: „Fahrzeuge dürfen nur auf Fahr
vegen oder in Bereichen betrieben werden, die
ein sicheres Fahren ermöglichen.

Das bedeutet: s.o.
1. Die Straße muss für die zulässigen Achslasten
eines Abfallsammelfahrzeuges ausreichend trag
rähig sein (zulässiges Gesamtgewicht von Abfall
rahrzeugen beträgt max. 26 t). Die Straße muss so
angelegt sein, dass auf geneigtem Gelände aus
reichende Sicherheit gegen Umstürzen und Rut
schen gegeben ist.
2. Anliegerstraßen und -wege ohne Begegnungs
ierkehr müssen eine ausreichende Breite von
mindestens 3,55 m für die Vorwärtsfahrt bei gera
der Streckenführung haben. Dieses Maß ergibt
sich aus der Fahrzeugbreite (2,55 m) und einem
beidseitigem Sicherheitsabstand von je 0,5 m.
\ntiegerstraßen und -wege mit Begegnungsver
kehr müssen eine ausreichende Breite von min
destens 4,75 rn haben.
Bei kurviger Streckenführung sind die Schleppkur
ien für dreiachsige Müllfahrzeuge zu beachten.
Bei 90-Grad-Kurven ist ein Platzbedarf im Kurven-
bereich von mindestens 5,50 m zu berücksichti
gen. Das Maß ergibt sich aus Messungen an ei
nem 10 m langen, 3-achsigenAbfallsammelfahr-
zeug.
3. Die Straße muss eine lichte Durchfahrtshöhe
ion mindestens 4,00 m gewährleisten (Dächer,
Sträucher, Bäume, Straßenlaternen usw. dürfen
nicht in das Lichtraumprofil ragen).
1. Die Straße muss so gestaltet sein, dass
Schwellen und Durchfahrschleusen problemlos
ion Abfallsammelfahrzeugen überfahren werden
können (ohne Aufsetzen der Trittbretter, wobei die
niedrigste Höhe für Trittbretter nach DIN EN 1501 -

1 Hecklader 450 mm beträgt; dabei sind auch
Rahmenkonstruktion und Fahrzeugüberhang und
Federweg zu berücksichtigen). _________________________________________________
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Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Ent- s.o.
sorgungsfahrzeuge keine Privatstraßen und Be
:riebsgelände befahren dürfen.
Für den Fall, dass die o. g. Vorgaben nicht einge
halten werden können, regelt der Paragraph 1 5
~bsatz 5 der Satzung über die Abfallbewirtschaf
:ung des Landkreises Vorpommern-Rügen:
„Wenn das Sammelfahrzeug nicht am Grundstück
iorfahren kann, müssen die Abfallbehälter sowie
sperrige Gegenstände nach § 16 Absatz 1 der
~bfallsatzung von den Uberlassungspflichtigen an
der nächsten vom Sammelfahrzeug benutzbaren
Fahrstraße bereitgestellt werden. Der Eigenbetrieb
ftbfallwirtschaft des Landkreises kann den Bereit
stellungsort der Abfallbehälter und Abfallsäcke
bzw. des Sperrmülls bestimmen.“

Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Ent- so.
sorgungsfahrzeuge keine Privatstraßen befahren Der Bebauungsplan setzt keine privaten Verkehrsflächen
durfen. est.

1.2) Straßenbauamt Stralsund

ftnregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 06.04.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Umset
Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 42A :ung berücksichtigt.
ßahnhofstraße Nord‘ bestehen keine Bedenken,
wenn Folgendes beachtet wird:
Für die verkehrliche Erschließung des Plangebie
es ist ein zweiterAnschluss der Zinglingstraße an

die L 29 (Bahnhofstraße) geplant. Weiterhin soll
der Gehweg östlich der L 29 im Kurvenbereich, wo
kein Gehweg angelegt wurde, ergänzt werden. Für
iiese Maßnahmen sind mir rechtzeitig vor Baube
ginn Planungsunterlagen zur Prüfung und Ge
nehmigung vorzulegen.

Die Verkehrsflächen der L 29 sind aus dem Gel- Hinweis kann nicht berücksichtigt werden, da die Darstel
ungsbereich des Bebauungsplanes herauszu- lung der Erschließung der für die Bebauung bestimmten
nehmen. Grundstücke zu dem planungsrechtlich sinnvollen Fest

setzungsumfang eines Bebauungsplans gehört. Ange
sichts der bestehenden straßenverkehrsrechtlichen
Nidmung der Bahnhofstraße hat die Festsetzung der
Straßenverkehrsflächen hier jedoch nur nachrichtlichen
Charakter (vgl. § 9 (6) BauGB),.

Diese Stellungnahme bezieht sich auf den stra- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ßenbaulichen und straßenverkehrlichen Bereich
der Straßen des überörtlichen Verkehrs, die in
meiner Verwaltung stehen.

1.3) Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern

\nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 24.03.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen., ergänzend s.u.
Im Bereich des o. g. Vorhabens sind nach gegen
värtigem Kenntnisstand mehrere Denkmale be
kannt, die durch die geplanten Maßnahmen be
rührt werden.
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Das Plangebiet liegt teilweise im Denkmalbereich Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
“Hauptstraße, Strandpromenade, Putbuser Straße,
Bahnhofstraße, Elisenstraße, Heinrich-Heine-
Straße und Schwedenstraße im Ostseebad Binz“.

Zu 111.1) Denkmalbereich Hauptstraße, Strandpro- Hinweis wird berücksichtigt. Die Angabe wird redaktionell
menade, Putbuser Straße, Bahnhofstraße im Ost- angepasst.
seebad Binz
- Diese Ausweisung und Bezeichnung des Denk
malbereichs wurde am 13.06.2019 wie folgt geän
dert: “Verordnung über den Denkmalbereich
Hauptstraße, Strandpromenade, Putbuser Straße,
Bahnhofstraße, Elisenstraße, Heinrich-Heine-
Straße und Schwedenstraße im Ostseebad Binz“.
Die Bezeichnung ist im Text zu ändern, siehe auch
1.4.4) Denkmalschutz. Das Plangebiet liegt teil
weise in vorbenanntem Denkmalbereich (Bahn
hofstraße 3-30 einschließlich der zugehörigen
Grundstücke, der Verkehrs- und Freiflächen).

Zu 1) Planungsrechtliche Festsetzungen
- Für die Gestaltung von neu zu errichtenden Anla- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da es sich um
gen und Anlagenteile innerhalb der im Denkmalbe- einen einfachen Bebauungsplan handelt, können die
reich gelegenen Flurstücke wird auf die Vorgaben Vorgaben in den erforderlichen Baugenehmigungsver
in der Denkmalbereichsverordnung verwiesen. Fahren berücksichtigt werden.
- Es wird empfohlen, die Vorgaben für Bauweise, Die Gestaltungssatzung enthält grundsätzlich nur örtliche
Grünordnungsmaßnahmen, örtliche Bau- Bauvorschriften, nicht aber planungsrechtliche Festset
‚orschriften einschließlich Einfriedungen und Frei- Zungen zu Bauweise oder Grünordnung. Da sich die
lächen aus der “Gestaltungssatzung für das Ost- ~nregung nur auf den Denkmalbereich bezieht, erscheint
seebad Binz auf Rügen“, Teilbereich A und B zu es sinnvoller, die Gestaltungssatzung, hier Teilbereich A.
übernehmen. Die darin enthaltenen Vorschriften entsprechend anzupassen. Zum Zeitpunkt der Erstellung
‘ür bestehende oder neu hinzutretende Anlagen der Gestaltungssatzung war der Bereich Bahnhofstraße
und Anlagenteile dienen der Bewahrung des histo- noch nicht Teil des Denkmalbereichs.
risch geprägten Erscheinungsbildes des histori
schen Kerns des Ostseebades Binz und sind dami
auf das Schutzgutes des Denkmalbereiches abge
stimmt und ergänzen diesen.

Zu 11.1) Dachform / -material Hinweis wird nicht berücksichtigt. Bei der Bebauung im
- Solaranlagen (Solarkollektoren / Solarzellen) Denkmalbereich handelt es sich nicht um denkmalge
oder Photovoltaikanlagen sind als Dachdeckung schützte Altbauten, vielmehr sind auch Neubauten zu-
bzw. als in die Dachdeckung integrierte Anlagen lassig, die wie alle anderen Neubauten auch die Vorga
oder aufgesetzt auf die im Denkmalbereich aus- ben der EnEV (Energieeinsparverordnung) regulär ein-
gewiesenen Flurstücken nur auf untergeordneten halten bzw. umsetzen müssen. Hierzu können im Denk
~nlagen zulässig, die von öffentlichen Verkehrsflä- malbereich Vorgaben zur Gestaltung im Einzelfall (d.h.
chen nicht einsehbar sind. z.B. Integration der Anlagen in die Dachfläche) gerecht

rertigt sein, nicht aber über eine Zulässigkeit solcher
4nlagen insgesamt.

1.4) Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 28.02.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die angezeigten
in dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden Festpunkte liegen sämtlich außerhalb des Geltungsbe
sich gesetzlich geschützte Festpunkte der amtli- reichs.
chen geodätischen Grundlagennetze des Landes
Mecklenburg-Vorpommern. Die genaue Lage der
Festpunkte entnehmen Sie bitte den Anlagen; die
Festpunkte sind dort farbig markiert. In der Örtlich
keit sind die Festpunkte durch entsprechende
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Vermessungsmarken gekennzeichnet („vermarkt“).
Lagefestpunkte (“TP“) haben zudem noch im Um
gebungsbereich bis zu 25 m wichtige unterirdische
Festpunkte, über die ich Sie bei Bedarf gesondert
informiere.

Vermessungsmarken sind nach § 26 des Gesetzess.o.
über das amtliche Geoinformations- und Vermes- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
sungswesen (Geoinformations- und Vermes
sungsgesetz-GeoVermG M-V)vom 16. Dezem
ber 2010 (GVOBI. M-V S.713) gesetzlich ge
schützt:
- Vermessungsmarken dürfen nicht unbefugt ein
gebracht, in ihrer Lage verändert oder entfernt
Nerden.
- Zur Sicherung der mit dem Boden verbundenen
Vermessungsmarken des Lage-, Höhen- und
Schwerefestpunktfeldes darf eine kreisförmige
Schutzfläche von zwei Metern Durchmesser weder
überbaut noch abgetragen oder auf sonstige Wei
se verändert werden. Um die mit dem Boden ver
bundenen Vermessungsmarken auch zukünftig für
satellitengestützte Messverfahren (z.B. GIPS)
nutzen zu können, sollten im Umkreis von 30 m
um die Vermessungsmarken Anpflanzungen von
Bäumen oder hohen Sträuchern vermieden wer
den.
- Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Ver
vendbarkeit der Vermessungsmarken dürfen nicht
gefährdet werden, es sei denn, notwendige Maß
nahmen rechtfertigen eine Gefährdung der Ver
messu ngsmarken.
- Wer notwendige Maßnahmen treffen will, durch
die geodätische Festpunkte gefährdet werden
können, hat dies unverzüglich dem Amt für Geoin
brmation, Vermessungs- und Katasterwesen mit
!uteilen.

Falls Festpunkte bereits jetzt durch das Bauvorha- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ben gefährdet sind, ist rechtzeitig (ca. 4 Wochen
ior Beginn der Baumaßnahme) ein Antrag auf

( Jerlegung des Festpunktes beim Amt für Geoin
~xmation, Vermessungs- und Katasterwesen zu
stellen.
Ein Zuwiderhandeln gegen die genannten gesetz
lichen Bestimmungen ist eine Ordnungswidrigkeit
und kann mit einer Geldbuße bis zu 5000 Euro
geahndet werden. Ich behalte mir vor, ggf. Scha
denersatzansprüche geltend zu machen.
Bitte beachten Sie das beiliegende Merkblatt über
die Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte.

Hinweis: Der Landkreis wurde beteiligt.
Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Landkreise
bzw. kreisfreien Städte als zuständige Vermes
sungs- und Katasterbehörden, da diese im Rah
men von Liegenschaftsvermessungen das Auf
nahmepunktfeld aufbauen. Aufnahmepunkte sind
ebenfalls zu schützen.
4nIagen:
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Übersichten der im Planungsbereich vorhandenen Fest
~unkte
Beschreibungen der im Planungsbereich vorhandenen
Festpunkte
Merkblatt über die Bedeutung und Erhaltung der Fest
‚unkte

1.5) Landesamt für Umwelt, Naturschutz u. Geologie Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 02.04.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Das LUNG stimmt der vorliegenden Entwurfsfas
sung hinsichtlich des lmmissionsansatzes und der
ierwendeten Verkehrszahlen zu.

\uf eine Beurteilung nach 16. BlmSchV (Prüfung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
auf Lärmvorsoge) für die zweite Anbindung der
Zinglingstraße an die Bahnhofstraße kann aus
Sicht des LUNG verzichtet werden. Es handelt
sich dabei um die Erschließung eines verkehrsbe
ruhigten Bereiches mit geringem Verkehrsauf
kommen und damit verbundenen geringen Lärm
betroffenheiten.

Hinweis: Die Lärmschutzvorgaben (Lärmschutz- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
~nster) des Bebauungsplanes sind im Lärmakti
onsplan darzustellen, da es dadurch zu einer Ent
schärfung der Konfliktbereiche in der Bahnhof-
straße kommt.

1.6) Landesforst Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 16.03.2020 Hinweis wird berücksichtigt, die in das Plangebiet gering-
im Geltungsbereich des o. g. B-Plans befindet sich Dgig hineinragende Waldfläche wird nachrichtlich über-
im Norden, angrenzend an den Kirchberg, Wald im nommen.
Sinne des § 2 Landeswaldgesetz M-V. Die aktuelle
Naldfeststellung mit der grün eingezeichneten
Naldgrenze entnehmen Sie bitte der beiliegenden
Karte.

Der Waldabstand zu den Baufeldern auf den Flur- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
stücken 68/2 der Flur 7, Gemarkung Jagdschloß
und 1/2 der Flur 1, Gemarkung Binz beträgt hier
nur ca. 10 m. Die Baufelder wurden so angeord
net, dass der durch die bereits vorhandene Be
bauung örtlich geprägte Waldabstand gemäß § 3
(2) der Waldabstandsverordnung M-V nicht unter
schritten wird.

Das forstbehördliche Einvernehmen zum vorlie- Hinweis wird berücksichtigt, s.o..
genden Entwurf des B-Planes kann aber dennoch
erst erteilt werden, wenn die Waldfläche in der
Planzeichnung entsprechend dargestellt ist.

Um den Prozess dann zu beschleunigen wurden Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
entsprechend § 5 der Waldabstandsverordnung
durch das Forstamt die betroffenen Waldbesitzer
bereits beteiligt. Das ist notwendig, wenn 30 m
zwischen Wald und geplanten baulichen Anlagen
unterschritten werden. Es betrifft die Kirchgemein
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de Binz für das Flurstück 65 und die TBA Grund
stücksgesellschaft Kirchberg-Binz mbH für das
Flurstück 69/6 der Flur 7 in der Gemarkung Jagd
schloß. Die Flurstücke 67/3 und 67/4 in der Ge
markung Jagdschloß Flur 7 befinden sich nach
unseren Unterlagen im Eigentum der Gemeinde
Binz. Da der 8-Plan von der Gemeinde selbst auf
gestellt wurde, ist deren Beteiligung nicht notwen
dig.

Jorerst wird der o. g. 8-Plan seitens des Forstam- s.o., eine formelle Zustimmung zur Planung ist nicht
es Rügen abgelehnt. erforderlich, da keine Waldflächen umgewandelt werden

sollen.

1.7) Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen

ftnregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 07.03.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
1. Trinkwasserver-, Schmutzwasserent- und
Niederschlagswasserentsorgung
Die Trinkwasserver-, Schmutzwasserent- und Nie
derschlagswasserentsorgung aller bebauten
Grundstücke im Plangebiet erfolgt über die öffent
lichen Anlagen des ZWAR. Neubauten sind dem
entsprechend an die öffentlichen Anlagen anzu
schließen.

2. Löschwasserversorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Über die sich im Bereich des Plangebietes befin
denden Hydranten in der Bahnhofstraße/ Hy-Nr.
05019, 05020, 05021, 05022 und 05023 können
maximal 96,00 M3/h Löschwasser bereitgestellt
werden. Bei gleichzeitiger Nutzung von mehreren
Hydranten steht auch nur maximal 96,00 m3/h
Löschwasser zur Verfügung.
Die aktuellen Hydrantenpläne mit den Übersichten
zur Leistungsfähigkeit der einzelnen Hydranten
Nurden der Gemeinde Ostseebad Binz übergeben.
Bei höherem Löschwasserbedarf sind zusätzliche
Maßnahmen erforderlich.

3. Breitbandausbau Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Seitens des ZWAR ist in Binz kein Breitbandaus
bau vorgesehen. Hier sind andere Firmen bereits
gebunden.

1. Allgemeines Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Zur Fertigstellung der öffentlichen Erschließung im
Bereich der Zinglingsstraße ist seitens des ZWAR
die Verlegung von Trink-, Schmutz- und Nieder
schlagswasserleitung im Bereich der südlichen
Zinglingsstraße über die im Plangebiet vorgesehe
ne „Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
öffentlich“ bis zur Bahnhofstraße geplant.
Zwischen den Baufeldern auf den Flurstücken
233/1 und 233/4 verlaufen eine Trinkwasserleitung
PE 63 x 5,8 und eine Abwasserleitung DN 200
STZ (siehe Anlage - Bestandsplanauszug). Die
trinkwasserleitung wird mit der geplanten o. g.
öffentlichen Erschließung abgelöst und ist somit
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deren weiterer Fortbestand nach Fertigstellung der
entsprechenden neuen Trinkwasserleitung nicht
mehr erforderlich. Die Abwasserleitung wird zur
~bwasserentsorgung von zwei Grundstücken auf
dem B-Plangebiet Nr. 2 weiterhin genutzt und
muss somit bei den weiteren Planungen berück
sichtigt werden.

Die Kosten für die innere Erschließung und maß- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
nahmenbezogene Netzerweiterungen mcl. Pla
nungsleistungen (Pkt. 1) sind vom Bauherren /
Erschließungsträger zu übernehmen. Wenn die
erforderlichen Maßnahmen zur Erschließung den
Umfang zur Herstellung der Anschlüsse gemäß §
~bs. 3 Wasserversorgungssatzung/ ZWAR und § 5
~bs. 1 Abwasseranschlusssatzung/ ZWAR über
schreiten, sind diese in einem Erschließungsver
Lrag mit dem ZWAR zu regeln. Als Grundlage dafür
ist dann in Abstimmung mit dem ZWAR eine ent
sprechende Erschließungsplanung von einem
Fachplanungsbüro zu erstellen. Die Erschließung
~on B-Plangebieten erfolgt nicht im Auftrag und
nicht zu Lasten des ZWAR.
4nlage: Bestandsplanauszug

1.8) E.DIS Netz GmbH

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 16.03.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Vorbehaltlich weiterer Abstimmungen zur Siche
rung unseres vorhandenen Anlagenbestandes gibt
es unsererseits keine Einwände gegen Ihre Pla
nungen, wir erteilen dazu unsere grundsätzliche
Zustimmung.

Eine ausreichende Versorgung mit Elektroenergie Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
kann durch Erweiterung unseres vorhandenen
~nlagenbestandes abgesichert werden.

Zu gegebenem Zeitpunkt ist dazu der erforderliche Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Leistungsbedarf bei uns anzumelden. Danach
können die technische Lösung festgelegt und ein
entsprechendes Kostenangebot für die Anschlüsse
oder eine Erschließung ausgereicht werden.

In dem von Ihnen gekennzeichneten Bereich be- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
9nden sich Niederspannungskabel und Mittelspan
nungskabel, sowie eine Transformatorenstation
unseres Unternehmens. Wenn diese für die ge
planten Baumaßnahmen störend wirken, ist schrift
lich ein Antrag auf Baufeldfreimachung zustellen.

1.9) EWE NETZ GmbH

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 03.03.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
In dem Plangebiet befinden sich Gasverteilungslei
tungen der EWE NETZ GmbH mit den zugehöri
gen Anlagen.
Diese Leitungen und Anlagen müssen in ihren
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frassen (Lage) und Standorten (Bestand) erhalten
bleiben und dürfen weder beschädigt, überbaut,
überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden.
Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und
~nlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch
rechtlich beeinträchtigt werden.
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Beden
ken oder Anregungen vorzubringen.

Eine Oberflächenbefestigung im Bereich von Ver- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
sorgungsleitungen sollte so geplant werden, dass
die Herstellung von Hausanschlüssen, Störungs
beseitigungen, Rohrnetzkontrollen usw. problemlos
durchgeführt werden können. Eine eventuelle Be
pflanzung darf nur mit fiachwurzelnden Gehölzen
ausgeführt werden, um eine Beschädigung der
Jersorgungsleiturigen auszuschließen. Eine Uber
bauung unserer Anlagen ist unzulässig.
Somit bestehen unsererseits keine Bedenken.
Nir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen
einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen.
Sollten Anpassungen unserer Anlagen, wie z.B.
~nderungen, Beseitigung, Neuherstellung der An
lagen an anderem Ort (Versetzung) oder andere
notwendige Betriebsarbeiten wegen begründeter
Jorgaben oder Freigaben erforderlich werden,
sollen für die technische Vorgehensweise die gel
enden gesetzlichen Regelungen und die aner
kannten Regeln der Technik gelten. Die Kosten der
~npassungen bzw. Betriebsarbeiten sind von dem
~orhabenträger vollständig zu tragen und dement
sprechend der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es
sei denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ
GmbH haben eine anderslautende Kostenvertei
lung vertraglich geregelt. _____________________________________

2) Behörden ohne Anregungen und Hinweise

— Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern (02.04.2020)
(Belange des Immissionsschutz- und Abfallreohts)

— Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern (09.03.2020)
— Wasser- und Bodenverband „Rügen“ (06.03.2020)
— Vodafone Kabel Deutschland GmbH (18.03.2020)
— Industrie- und Handelskammer, Geschäftsstelle Stralsund (03.04.2020)
— Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern (03.04.2020)
— Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (25.03.2020)

3) benachbarte Gemeinden ohne Anregungen und Hinweise

— Stadt Sassnitz (19.03.2020)

4) Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern

[Anregungen und Bedenken Abwägung

~ Es liegt Stellungnahme vor
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5) Stellungnahmen der Öffentlichkeit

5.1) Bürger 1, Sanssouci Binz GmbH, Bahnhofstr. 1, 18609 Binz

5.2) Bürger 2, NM Hotelmanagement GmbH, Bahnhofstr. 17, 18609 Binz

(

~nregungen und Bedenken Abwägung

Seite 17 von 22

ftnregungen und Bedenken Abwägung

In der Festsetzung heißt es ausdrücklich: ~Grundstücke
sind gegenüber öffentlichen Verkehrsf]ächen einzufrie
ien. Ausgenommen sind Bereiche, in denen eine Stütz
mauer zur Straßenverkehrsfläche mit einer Höhe von
mmd. 0,5 m vorhanden ist.“
Eine Festsetzung, nach der in der Zufahrt ein Tor erfor
ierlich wäre, gibt es nicht. Angesichts des starken Ver
kehrs auf der Bahnhofstraße ist ein zügiges Abbiegen zu
unterstützen, so dass ein Tor auch nicht gefordert werden
soll.

rundstückszufahrten sind zukünftig bis zu einer Breite
ion maximal 4,0 m zulässig. Bestehende Grundstücks
zufahrten genießen Bestandsschutz.

Stellungnahme vom 11.03.2020
In der Begründung ist weiterhin von Einfriedungen
die Rede. Das Gelände Bahnhofstr. 1 hat eine der
besagten Stützmauern - das dürfte damit also
abgesichert sein. Allerdings haben wir eine recht
breite Ein-Fahrt, die nicht mit einem Tor gesichert
ist. Da ich Laie in diesen baurechtlichen Dingen
bin, . .. müssten wir um der Einfriedung willen da
ein Tor anbringen? Das wäre sehr kontraproduktiv
nicht nur für unsere Gäste, sondern auch für den
Bäcker, der über unser Grundstück zu seiner
Backstube fährt. Wichtiger jedoch. Der Kirche
haben wir die Erlaubnis erteilt, für alle notwendi
gen Arbeiten und für fußlahme Gäste unsere Auf
‘ahrt zu benutzen. Es gibt keine andere Auffahr
möglichkeit zur Kirche als über unser Gelände.
Aleiterhin halten häufig Brötchenemnkäufer beim
Bäcker bei uns auf dem Gelände. Wenn wir da ein
tor hätten, würden diese Kunden schlicht auf der
Straße (mit Warnblinkanlage ...) halten. Es wäre
unmöglich, diesen diversen Besuchsverkehr mit
Schlüsseln auszustatten. Bitte sehen Sie daher
davon ab, ein Tor für diese Einfahrt festzuschrei
ben

Stellunanahme vom 10.03.2020
Bei der Darstellung der Gegebenheiten der Villa
Sanssouci in der Bahnhofatr. 1 wurde unser Ne
bengebäude nicht als richtiges Gebäude (hellblau
umrandet) eingezeichnet. Außerdem fehlt bei der
Darstellung auch unser Schuppen mit Schlepp
dach, der zu dem Nebengebäudekomplex gehört.
Das Nebengebäude ist ein vollwertiges, massives
Gebäude, in dem sich das I-lausmeisterbüro, eine
kleine Mitarbeiterküche sowie eine Mitarbeitertoi
lette befindet. Außerdem ist dort der Waschraum
und die Sauna untergebracht. Ich würde gerne
sicherstellen, dass auch dieses Nebengebäude
unter Bestandsschutz fällt.

\ngesichts der Lage direkt am Waldrand und damit in
nerhalb des 30 m Waldabstands nach § 20 LWaIdG M-V
ist eine Ausweitung der Hauptnutzung in Richtung des
Naldes forstrechtlich nicht genehmigungsfähig.
Der Bestandsschutz ist unabhängig von der Darstellung
im Bebauungsplan gegeben, sofern das Gebäude bzw.
Jessen derzeitige Nutzung genehmigt wurden.

Stellungnahme vom 17.03.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Einwandge
Der in öffentlicher Auslegung befindliche Entwurf ber sind als Grundstückseigentümer von den Festset
des einfachen Bebauungsplanes Nr. 42A Bahn- zungen des Bebauungsplans betroffen.
hofstraße - Nord- mit örtlichen Bauvorschriften als
Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a
BauGB beinhaltet Festsetzungen für das Grund
stück in Binz, Bahnhofstrasse 19a, Gemarkung
Binz, Flur 1, Flurstück 231/2. Das Grundstück
wurde zur Erweiterung des Hotels “Meerzeit“ ge
kauft.
Es werden Festsetzungen zum Baufeld, zur Ge
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bäudelänge und zur Dachform gemacht. Dadurch
Nird die Errichtung und Betreibung eines Hotels
als Erweiterung des Hotels ~Meerzeit“ nicht wirt
schaftlich darstellbar. Die Möglichkeiten des öffent
lichen Baurechtes werden erheblich einge
schränkt.

Die geplante Form des Baufeldes, insbesondere
der Versprung, ist nicht nachvollziehbar und
schränkt im Zusammenhang mit der festgesetzten
maximalen Gebäudelänge die Bebaubarkeit des
Grundstückes stark ein.

Das Grundstück (Flurstück 231/2) hat eine Größe
~on 1991 .59 m2, die Fläche des Baufeldes beträgt
598,13 m2, GRZ 0,30, zulässig in Mischgebieten
0,6.
Bei einer Bebauung des Baufeldes gemäß Anlage
erzielt man eine GRZ = 705/1991,59 = 0,36
Die Kennziffer liegt dann 0,06 über dem 8-
Planentwurf, aber 0,24 unter der Obergrenze des
Maßes der baulichen Nutzung, § 17 BauNVO.
GRZ 0,36 liegt im Bereich des Maßes der Bebau
ung der Nschbargrundstücke.

Die Festsetzung der maximalen Gebäudelänge
~on 20 m macht eine vollflächige Bebauung des
Baufeldes unmöglich. Nach Baunutzungsverord
nung § 22 ist als offene Bauweise eine maximale
Gebäudelänge von 50 m möglich. Wir benötigen
36m.
Im Radius von ca. 180 m liegen 6 Gebäude mit
Längen 30 m bis 71 m. Das sind Wohn-, Ferien-
und Hotelgebäude) Flurstücke233/1, 233/4, 117/3,
32/24, 104/16 und 105/3, 111/1).

\ussage ist so nicht zutreffend. Nach § 34 BauGB liegt
lie örtlich geprägte Bautiefe (gemessen von der Bahn
hofstraße aus) bei rund 40 m (vgl. Bahnhofstraße 17,
17a/b); auch das abgerissene Gebäude Bahnhofstraße
1 9a wies nur eine Bautiefe von 40 m auf. Durch die Aus
~‘eisung wird der überbaubare Bereich auf gut 56 m ge
messen von der Strsßenkante ausgeweitet, damit soll
u.a. eine zu gedrängte Anordnung der Gebäude von
~rster und zweiter Reihe vermieden und die Wohnqualitä
insb. des straßenseitigen Gebäudes verbessert werden.
Durch den Bebauungsplan wird folglich die Bebauungs
möglichkeit deutlich ausgeweitet. Mit der Gliederung des
Baufensters (sowie allgemein mit der Beschränkung der
Gebäudelänge) soll verhindert werden, dass die neu in
ien rückwärtigen Bereich vorspringende Bebauung ge
jenüber den östlich angrenzenden Einfamilienhäuser ein
maßstabssprengendes Gewicht bekommt.

Die in § 17 BauNVO angegebenen Obergrenzen des
Maßes der baulichen Nutzung sind keine „Richtgrößen“
und stellen auch nicht das derzeit nach § 34 BauGB er
tielbare Maß dar. Der Bebauungsplan setzt jedoch kein
Maß der baulichen Nutzung fest, sodass die Aussagen
ins Leere laufen. Hinsichtlich des Maßes der baulichen
Nutzung gilt auch zukünftig das Einfügegebot, so dass
sich der Zulässigkeitsmaßstab durch die Planung nicht
‚erändert. Bei der Ermittlung der GRZ sind dabei bei
~iner gewerblichen Nutzung such Terrassen u.ä. Bautei
le mit zu berücksichtigen, die such außerhalb des Bau
~ldes liegen können.

Das Einfügegebot berücksichtigt die Eigenart der nähe
ren Umgebung, wobei die Abgrenzung des als relevant
heranzuziehenden Bereichs nach der Verkehrsanschau
ung vorzunehmen ist, nicht aber nach einem abstrakt
bestimmten Umkreis. Für die Bauweise maßgeblich sind
~ie Anlagen in der vom zu beurteilenden Bauplatz aus
sichtbaren Umgebung, die Bahnhofstraße hat dabei an
‚jesichts des starken Verkehrsaufkommens eine tren
nende Wirkung.
FIst. 117/3 und 111/1 liegen jenseits der Bahnhofstraße;
32/24, 104/16 und 105/3 liegen im Bereich der nach der
Nende gebauten Wohngebiete an der Rabenstraße, der
Bereich gehört nicht zu der heranzuziehenden maßgebli
:hen Umgebung. 233/4 stellt einen städtebaulichen
Missstand dar und soll durch eine gegliederte Neube
bauung ersetzt werden. Maßgeblich ist demnach nur die
Bebauung auf dem nördlichen Nachbargrundstück 233/1.
Die Bebauungsmöglichkeit wurde mit dem Einwandgeber
in einem Planungsgespräch bezüglich der Gebäudelänge
~rörtert, siehe ergänzende Stellungnahme vom
20.05.2020.

Nach unseren Konzeptionen benötigen wir eine Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungs
Fiefgarage und 3 Geschosse. Dabei ist das obere plan setzt kein Maß der baulichen Nutzung fest, sodass

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A „Bahnhofstraße - Nord,
Abwägung nach § 3 (2) und § 4(2) BauGS
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Geschoss ein Staffelgeschoss. Da es sich um iie Aussagen ins Leere laufen. Hinsichtlich des Maßes
einen Neubau handelt und die Nachbarbebauung ~er baulichen Nutzung gilt auch zukünftig das Einfüge
ebenfalls in Staffelgeschossausführung hergestellt gebot, so dass sich der Zulässigkeitsmaßstab durch die
wird, halten wir die Gebäudeform für zulässig. Wir Planung nicht verändert.
widersprechen deshalb der Festlegung zur Dach- ftn der Örtlichen Bauvorschrift zur Dachgestaltung wird
orm - hier symmetrisch geneigte Dächer SD, WD, :estgehalten Da auch ein evtl. Staffelgeschoss mit einem
KWD, DN 20 — lachgeneigten Satteldach ausgeführt werden kann, wirkt

sich die Festsetzung zur Dachgestaltung nicht auf das
~rzielbare Geschossfläche aus.

In der Begründung zum B-Plan wird ein in Zu- s.o.
sammenhang bebauter Ortsteil festgesellt. Es Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Errichtung!
handele sich um einen Tourismusschwerpunkt- Erweiterung eines gewerblichen Beherbergungsbetriebs
raum. Eine beabsichtigte gewerbliche Nutzung ~ntspricht wie beschrieben den Entwicklungsabsichten
wird ausdrücklich als positiv beschrieben. Damit ‘ür die Bahnhofstraße. Durch die Ausweitung der über-
stellen wir fest. dass unsere beabsichtigten Bau- baubaren Grundstücksfläche in den rückwärtigen Bereich
absichten der Begründung folgen. Eine drastische (und damit deutlich hinter die derzeitige faktische Bautie
Reduzierung der Bauwerksgröße, wie im B- ‘e von 40 m gemessen von der Bahnhofstraße) wird die
Planentwurf dargestellt, erschließt sich uns nicht. Bebaubarkeit verbessert.
~ls dreigeschossiges Hotelgebäude mit Staffelge
schoss und maximal 36 in Länge in der 2. Reihe
als Verbindung zum B-Plangebiet 2 Zinglingsberg
sehen wir ein mehr als vertretbares Einfügungs
gebot. In Verbindung mit dem Hotel “Meerzeit“
können über eine unterirdische Verbindung vor
handene Ressourcen genutzt werden und die
Belastung der Umgebung verringert werden. Die
im Entwurf der 8-Planes 42A getroffenen Ein
schränkungen führen zu einem erheblichen Ein
schnitt in den Wert unseres Grundstückes und
‚erhindern zudem eine zukünftige, wirtschaftliche
Nutzung. Wir widersprechen ausdrücklich.
In der Anlage unterbreiten wir Ihnen einen Vor
schlag für das Baufeld und grundlegende Festset
zungen. Gern sind wir bereit, unsere Vorstellungen
darzulegen und unsere Anderungswünsche zu
diskutieren.
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Der Bebauungsplan sieht keine Festsetzungen zum Maß
~er baulichen Nutzung vor, so dassdie Anregung für
3RZ 0,4, III Vollgeschosse, und TH 20 m HN ins Leere
~ehen. Es gilt weiterhin das Einfügegebot nach § 34
BauGB.
Das Baufenster ragt rückseitig weit aus dem derzeit be
aubaren Bereich heraus, die durch die Bestandsbebau

ing geprägte faktische Bautiefe liegt bei rund von 40 m
jemessen von der Bahnhofstraße.
Die Bebauungsmöglichkeit wurde mit dem Einwandgeber
n einem Planungsgespräch bezüglich der Lage des Bau
~lds erörtert, siehe ergänzende Stellungnahme vom
≥0.05.2020.

Maßstab 1 250

Schreiben vom 20.05.2020:
Nach der Besprechung fasse ich die von uns
jewünschten Änderungen des Entwurfs zum B
Plan Nr. 42A zusammen.
Das Baufeld kann in der vorliegenden Form und
Größe beibehalten werden, der Bauherr möchte
las gesamte Baufeld um m in Richtung Osten
rückwärtige Grundstücksgrenze) verschieben.

Die festgesetzte Gebäudelänge von 20 m lässt bei
?inem Einzelhaus keine wirtschaftliche Lösung zu.
Nir planen deshalb ein Doppelhaus mit 3
/ollgeschossen und einem Satteldach mit 20° DN.
Das Gebäude soll eine Tiefgarage, die mit der
~orhandenen Tiefgarage des Hotel Meerzeit
terbunden wird, erhalten. Die Hotelzimmer sollen
Balkone erhalten, die teilweise als untergeordnete
Bauteile über die Baugrenze hinausragen. Im Falle
~iner vollständigen Bebauung des Baufeldes
~rreichen wir mit dem Hauptbaukörper eine GRZ 1

601,55 m2!1858 m2 = 0,32.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP Nr. 42A ‚Bahnhofstraße - Nord“,
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Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der Anregung wird
~efoIgt. Das Baufeld wird um 3 m verschoben. Es ver
bleibt ein Abstand von immer noch 4,0 m bis zum Beginn
~er mit Pflanzbindung belegten Böschung, so dass der
Schutz der Bepflanzung 1 grünen Böschung gewahrt ist.
~ngesichts eines Abstands von 11 m zwischen Baufens
:er (in der neuen Lage) und dem Nachbargrundstück
sowie der trennenden Wirkung der Gehölze im Bö
schungsbereich sind die Nachbargrundstücke durch die
Jerschiebung nicht betroffen.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der Anregung wird
jefolgt, soweit sie die Festsetzungen des Bebauungs
plans betrifft. Die textliche Festsetzung wird wie folgt
~rgänzt: „Im Bereich Ml-4 darf die Gebäudelänge bis zu
~iner Länge von 35 m überschritten werden, wenn eine
Fassadenlänge von max. 20 m nicht Überschriften wird
und anschließende Bauteile um mmd. 5,0 m zurück
springen.“ Damit ist der vorgeschlagene Grundriss ge
näß der Festsetzung des Bebauungsplans zulässig.

Da der einfache Bebauungsplan keine Aussagen zum
Maß der baulichen Nutzung enthält, gilt hinsichtlich GRZ
sowie der Geschossigkeit weiterhin das Einfügegebot
nach § 34 BauGB.
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Nir bitten um Einarbeitung unserer Wünsche in
len Bebauungsplan Nr. 42a.

5.3) Bürger 3, Bahnhofstraße 5, 18609 Binz

~nregungen und Bedenken Abwägung

Stellungnahme vom 15.05.2020 ~usweisIich der Adresse ist der Einwandgeber von den
Der in öffentlicher Auslegung befindliche Entwurf Festsetzungen des Bebauungsplans betroffen. Dies gilt
des einfachen Bebauungsplanes Nr. 42A „Bahn- •edoch nur für FIst. 151/3, nicht aber 154/3 das im Gel
hofstraße — Nord“ mit örtlichen Bauvorschriften als ~ungsbereich des bestandskräftigen Bebauungsplans Nr.
Bebauungsplan der lnnenentwicklung nach § 13a 2 „Zinglingsberg“ liegt. Die Planung wirkt sich auf die
BauGB beinhaltet Festsetzungen für das Grund- bereits wirksamen Festlegungen des Bebauungsplans
stück in Binz, Bahnhofstrasse 5, Gemarkung Binz, Nr.2 „Zinglingsberg“ für FIst. 154/3 nicht aus.
Flur 1, Flurstück 151/3 und Bahnhofstrasse Sb
Gemarkung Binz, Flur 1, Flurstück 154/3. -

Ich lehne die Uberplanung meiner Grundstücke Der einfache Bebauungsplan setzt bestandsorientiert ein
mit einem B-Plan ab. Ich befürchte erhebliche Mischgebiet fest, das für die Grundstückseigentümer
Nertverluste. ~ine große Nutzungsbandbreite eröffnet. Das Baufenster

berücksichtigt den Bestand und lässt rückwärtig ange
messene Erweiterungsmöglichkeiten zu. Analog zu der
rückwärtigen Bebauung Zinglingstraße 33 wurde zudem
in 2. Reihe ein rückwärtiges Baufenster für ein zusätzli
~hes Gebäude berücksichtigt, das sich hier einfügt. Ein
Maß der baulichen Nutzung wurde nicht festgesetzt, so
iass diesbezüglich das Einfügegebot des § 34 BauGB
unverändert bestehen bleibt. Grundsätzlich sind Vorga
ben des Denkmalschutzes zu berücksichtigen (Denkmal
bereichsverordnung des Landkreises Vorpommern
Rügen).
Die Befürchtung eines erheblichen Wertverlusts wird
weder hinsichtlich vom Einwandgeber geplanter Maß
nahmen erläutert noch inhaltlich weiter belegt oder be
jründet und kann angesichts der o.g. Orientierung am
Bestand auch von der Gemeinde nicht nachvollzogen
werden. Da der Geltungsbereich nach städtebaulichen
Kriterien abzugrenzen ist, können keine einzelnen
Grundstücke ausgespart bleiben. Allerdings wurde die
Festsetzungstiefe bewusst gering gehalten (einfacher
Bebauungsplan), um nur die zur Sicherung der Pla
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nungsziele erforderliche Festlegungen zu treffen.

Gemeinde Ostseebad Binz, Mai 2020
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